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Ergänzungen zur behördlichen Umsetzung  dieser Best immungen 
in Schleswig-Holstein 
 

1. Baggermaßnahmen zum Gewässerausbau 

Die Herstellung, Beseitigung oder wesentliche Umgestaltung eines Gewässers oder 
seiner Ufer (Gewässerausbau) bedarf der Planfeststellung - § 68 Abs. 1 Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG1). Diese umfasst alle für das Vorhaben nach den relevanten 
Rechtsgebieten erforderlichen Genehmigungen, Erlaubnisse, behördlichen Abstim-
mungen etc. Bei der Planfeststellung besteht eine Konzentrationswirkung bzgl. der 
Verfahren und Zuständigkeiten.  

Für einen nicht UVP-pflichtigen Gewässerausbau kann an Stelle eines Planfeststel-
lungsbeschlusses eine Plangenehmigung erteilt werden (§68 Abs. 2 WHG). Je nach 
Vielfalt und Ausmaß der Wirkungen der Maßnahme ist hier eine entsprechende Anzahl 
von Genehmigungen, Erlaubnissen, behördlichen Abstimmungen etc. erforderlich.  

 

2. Baggermaßnahmen zur Gewässerunterhaltung 

Die allgemeinen Ziele der Wasserwirtschaft und des Gewässerschutzes gemäß § 2 
Landeswassergesetz (LWG)2 und § 5 WHG sind in vollem Umfang auf den Umgang 
mit Baggergut anzuwenden. Weitere Rechtsgrundlagen sind das Bundes- und Lan-
desnaturschutzrecht (BNatSchG, LNatSchG), das Bundesbodenschutzgesetz 
(BBodSchG i. V. m. BBodSchV) sowie das Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG).  

 

Baggergutentnahme 

Die wasserrechtlichen Anforderungen sind nach WHG, LWG sowie Bundeswasser-
straßengesetz (WaStrG) geregelt: Die Pflicht zur Unterhaltung sowie deren Umfang 
und Grenzen ergeben sich aus den §§ 39 bis 42 WHG, §§ 37 bis 50 LWG, §§ 7, 8 
WaStrG und den öffentlich- wie zivilrechtlichen Vorschriften über die Verkehrssiche-
rungspflicht.  

Soweit es ausschließlich um die Entnahme von Baggergut zur Aufrechterhaltung eines 
genehmigten Gewässerquerschnittes oder einer Solltiefe handelt, d. h. die Maßnahme 
der Unterhaltung dient, bedarf es nach § 9 Abs. 3 WHG und/oder § 7 Abs. 3 WaStrG 
keiner wasserrechtlichen Genehmigung, Erlaubnis oder Bewilligung.  

 

Eine naturschutzrechtliche Eingriffsenehmigung ist ebenfalls nicht erforderlich, soweit 
es sich um die Wiederherstellung eines genehmigten Zustands handelt. Allerdings sind 
hier die artenschutzrechtlichen Bestimmungen gem. § 44 BNatSchG zu beachten so-
wie gem. § 4 BNatSchG die Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu berücksichtigen. Ebenso sind die Bestimmungen des § 34 BNatSchG 
und § 25 LNatSchG über die Verträglichkeit und Unzulässigkeit von Projekten im Zu-
sammenhang mit Natura 2000-Gebieten sowie ggf. Bestimmungen in betroffenen 
Schutzgebietsverordnungen zu beachten. 

                                            
1 Gesetz zur Neuregelung des Wasserrechts in der Fassung vom 31. Juli 2009 
2 Wassergesetz des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung vom 11. Februar 2008 
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Baggergutentsorgung 

Gemäß abfallrechtlicher Bestimmungen sind Abfälle alle Stoffe oder Gegenstände,  
„deren sich ihr Besitzer entledigt, entledigen will oder entledigen muss“ (§ 3 Abs. 1 
KrWG). Eine Entledigung liegt nach § 3 Abs. 2 vor, wenn der Besitzer die bewegliche 
Sache einer Verwertung oder Beseitigung (im Sinne der Anlagen 1 und 2 KrWG) zu-
führt oder die Sachherrschaft unter Wegfall jeder weiteren Zweckbestimmung aufge-
geben wird. Damit ist Baggergut Abfall, außer der Besitzer hat für das Baggergut eine 
unmittelbare Verwendung, z. B. wenn die Ablagerung des Baggerguts im Gewässer 
selbst der Unterhaltung dient.  

Sofern es sich bei Baggergut um Abfall handelt, hat der Abfallbesitzer vor der Verwer-
tung die Besitzerpflichten nach den §§ 7 ff KrWG zu beachten. Danach ist nach § 8 
Abs. 2 KrWG „den Schutz von Mensch und Umwelt am besten gewährleistende hoch-
wertige Verwertung anzustreben“. Vor der Beseitigung hat der Maßnahmeträger daher 
- auch bei wasser- und naturschutzrechtlich genehmigungsfähiger Einbringung ins 
Gewässer - zunächst die Verwertungsgrundsätze der Abfallwirtschaft und die Besit-
zerpflichten nach §§ 7 ff KrWG zu beachten. 

 

Baggergutablagerung im Gewässer 

Die Baggergutablagerung im Gewässer (Einbringung) kann eine Verwertung / Ver-
wendung oder eine Beseitigung des Baggerguts darstellen.  

Aus wasserrechtlicher Sicht sind nach § 2 Abs. 1 u. 2 LWG Gewässer als Bestandteile 
des Naturhaushaltes und als Lebensgrundlage für den Menschen zu schützen und zu 
pflegen. Ihre biologische Eigenart und Vielfalt sowie ihre wasserwirtschaftliche Funkti-
onsfähigkeit sind zu erhalten und bei Beeinträchtigungen wiederherzustellen. Im Inte-
resse des Wohls der Allgemeinheit muss der Umgang mit Stoffen - hier: Baggergut - 
so erfolgen, dass eine schädliche Verunreinigung der Gewässer oder eine sonstige 
nachteilige Veränderung ihrer Eigenschaften nicht zu besorgen ist (Besorgnisgrund-
satz). Ein weiteres Kriterium ist das bei allen Eingriffen zu beachtende Verschlechte-
rungsverbot. 

Eine Baggergutablagerung im Gewässer stellt wegen der damit verbundenen Einbrin-
gung bzw. Einleitung von Stoffen daher grundsätzlich eine Gewässerbenutzung nach § 
9 WHG dar und bedarf der wasserrechtlichen Erlaubnis, es sei denn, es handelt sich 
bei der Einbringung um eine zweckgerichtete Verwendung im Rahmen der Gewäs-
serunterhaltung (s. o.).  

Bei Maßnahmen des Bundes ist grundsätzlich die Erteilung des wasserrechtlichen 
Einvernehmens erforderlich sofern gemäß § 4 WaStrG Bedürfnisse der Wasserwirt-
schaft betroffen sind. 

Wenn bei Unterhaltungsbaggerungen gewonnenes Baggergut jedoch im Gewässer 
beseitigt wird, bedarf es einer Zulassung oder eines Einvernehmens - im Einzelnen  

- eine wasserrechtliche Erlaubnis gem. § 8 WHG i. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 4,  WHG, 

- eine naturschutzrechtliche Genehmigung nach §17 BNatSchG in Verbindung 
mit § 11  LNatSchG,  

- ein wasserrechtliches Einvernehmen gemäß § 4 WaStrG bei Maßnahmen des 
Bundes in Bundeswasserstraßen,  
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- bei Bundeswasserstraßen darüber hinaus eine strom- u. schifffahrtspolizeiliche 
Genehmigung,  

- bei Einbringungen außerhalb des 12 sm-Hoheitsgebietes der Bundesrepublik 
Deutschland – z. B. im Rahmen der Installation von offshore-Anlagen - eine Er-
laubnis des Bundesamtes für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH).  

 

Eine naturschutzrechtliche Genehmigung ist im Regelfall für alle Maßnahmen erforder-
lich, die nicht zur Herstellung eines bereits zugelassenen Zustands dienen. Dies gilt  
für jegliche Art der Ablagerung im Gewässer, also der Verwendung und Verwertung 
von Baggergut als auch dessen Beseitigung im Gewässer. Ausgenommen sind nur 
Abgrabungen sowie Aufschüttungen und Aufspülungen unterhalb der Bagatellgrenze 
(s. u.).  

Im Rahmen der naturschutzrechtlichen Genehmigung ist – soweit Natura 2000-
Gebiete betroffen sein können - eine Verträglichkeitsprüfung gem. § 34 BNatSchG in 
Verbindung mit § 25  LNatSchG durchzuführen. Ebenso sind die artenschutzrechtli-
chen Bestimmungen des § 44 BNatSchG sowie ggf. sonstige naturschutzrechtliche 
Verbote (z. B. Biotopschutz, Verbote in Schutzgebietsverordnungen) zu beachten. 

Voraussetzung für die Erteilung einer naturschutzrechtlichen Genehmigung gem. § 17 
BNatSchG in Verbindung mit § 11 LNatSchG ist, dass 

- vermeidbare Beeinträchtigungen der Natur vermieden werden, 

- unvermeidbare Beeinträchtigungen kompensiert werden (Ausgleich oder Er-
satz), 

- für nicht oder nicht vollständig kompensierbare Eingriffe eine Ersatzzahlung ge-
leistet wird. 

Da die Höhe der Ersatzzahlung für die Beeinträchtigung der Meere infolge von Ein-
bringungen nicht exakt feststellbar ist, sollen folgende Richtwerte der Genehmigung 
zugrunde gelegt werden: 

- Verbringung von Baggergut in ausgewiesene Schüttstellen (s. Anhang 7) bei  c 
< R 1: keine Ausgleichszahlung 

- Verbringung von Baggergut in ausgewiesene Schüttstellen bei R 1 < c < R2: 
0,25 €/m³ Baggergut; 

- Verbringung von Baggergut in ausgewiesene Schüttstellen bei c > R 2: 0,50 
€/m³ Baggergut 

- Verbringung von Baggergut in Bereiche außerhalb ausgewiesener Schüttstellen 
bei  R 1 < c < R2: 0,50 €/m³ Baggergut; 

- Verbringung von Baggergut außerhalb ausgewiesener Schüttstellen bei  c > R 
2: 1 €/m³ Baggergut. 

Bei Maßnahmen außerhalb des 12 sm-Hoheitsgebietes der Bundesrepublik Deutsch-
land ist keine naturschutzrechtliche Genehmigung vorgesehen. 

 

Gemäß abfallrechtlicher Bestimmungen endet die Gültigkeit des Abfallrechts, „sobald“ 
das Baggergut „in Gewässer oder Abwasseranlagen eingeleitet oder eingebracht“ wird 
(§ 2 Abs. 2 Ziff. 9 KrWG). Das bedeutet, dass es zwar kein abfallrechtliches Genehmi-
gungserfordernis für diese Art der Ablagerung gibt, dass aber der Maßnahmeträger 
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zuvor die Unmöglichkeit oder Unzumutbarkeit der Verwendung oder Verwertung nach-
gewiesen haben muss. 

Einer wasser- und naturschutzrechtlichen Einbringung von Baggergut im Gewässer 
kann nach § 7 Abs. 4 KrWG daher nur dann zugestimmt werden, wenn der Bagger-
gutbesitzer bei einer Abfalleigenschaft des Baggergutes belegen kann, dass eine Ver-
wertung  

• technisch nicht möglich, 

• wirtschaftlich nicht zumutbar und/oder 

• ein Markt für das gewonnene Baggergut nicht vorhanden ist und auch nicht ge-
schaffen werden kann.  

 

Baggergutablagerung an Land 

Diese Art der Ablagerung ist nicht Gegenstand der vorliegenden Bestimmungen und 
soll daher hier nicht weiter ausgeführt werden. Es sei lediglich darauf verwiesen, dass 
für die landseitige Verbringung von Baggergut neben den wasser-, naturschutz- und 
abfallrechtlichen Bestimmungen insbesondere die Anforderungen des Bodenschutz-
rechts und dessen untergesetzlichen Regelwerken sowie immissionsschutzrechtliche 
Anforderungen beachtet werden müssen.  

 

Zulassungsfreie Maßnahmen 

Naturschutzrechtlich genehmigungsfrei sind nach § 11 Abs. 2 LNatSchG Abgrabungen 
sowie Aufschüttungen und Aufspülungen auf einer Fläche von weniger als 1.000 m² 
oder einer zu verbringenden Menge von weniger als 30 m³. Davon unabhängig ist 
auch eine zulassungsfreie Maßnahme der zuständigen Naturschutzbehörde anzuzei-
gen, soweit sie geeignet ist, ein Natura 2000-Gebiet erheblich zu beeinträchtigen (§ 34 
Abs. 6 BNatSchG). Die besonderen naturschutzrechtlichen Vorschriften (insbes. Ar-
tenschutz, Biotopschutz, Schutzgebietsregelungen) bleiben ebenfalls unberührt. 

Wasserrechtlich erlaubnisfrei ist i. A. auch der Einsatz der Schlickegge oder anderer 
Bodenplanierer zur ortsnahen Verbringung, d. h. Umlagerung3, von Baggergut. Die 
Erteilung des Einvernehmens nach § 4 WaStrG bleibt davon unberührt. 

Darüber hinaus sind Baggergutablagerungen im Gewässer erlaubnis- bzw. genehmi-
gungsfrei, wenn diese selbst wieder eine fachlich begründete und zielgerichtete Maß-
nahme der Gewässerunterhaltung ist (z. B. Wiederherstellung eines genehmigten Zu-
stands). Hierfür sind in der Regel allgemeine Begründungen, wie z. B. der Erhalt eines 
großräumigen Sedimentregimes nicht ausreichend.  

Alle hier als grundsätzlich zulassungsfrei bezeichneten Maßnahmen sollen jedoch vor-
ab der zuständigen Wasserbehörde angezeigt werden. Dies dient der Planungs- und 
Rechtssicherheit des Maßnahmeträgers und gibt der Wasserbehörde Gelegenheit zu 
prüfen, ob die Maßnahme insgesamt als genehmigungsfrei angesehen werden kann 
oder im Einzelfall der Tatbestand der Gewässerbenutzung (§ 9 Abs. 2 Nr. 2 WHG) er-
füllt ist, so dass ein Erlaubnisverfahren eingeleitet werden muss. Die Anzeige muss 
                                            
3 Der häufig im Zusammenhang mit Baggermaßnahmen verwendete Begriff des „Umlagerns“ ist nicht rechtlich defi-
niert und wird daher nicht einheitlich angewendet. Grundvoraussetzung für das Umlagern ist aus hiesiger Sicht ein 
enger räumlicher Zusammenhang zwischen der technischen Mobilisierung und der Ablagerung des Baggerguts 
unter Berücksichtigung der Unterteilung der Flussgebietseinheiten in einheitliche und bedeutsame Gewässerab-
schnitte gemäß EG-Wasserrahmenrichtlinie.  
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rechtzeitig vor Maßnahmebeginn erfolgen. Die Maßnahme selbst darf nur ausgeführt 
werden, wenn von der Behörde eine schriftliche Mitteilung vorliegt, dass kein Erlaub-
nisverfahren erforderlich ist.  

Der Maßnahmeträger muss auch bei allen zulassungsfreien Maßnahmen sicherstellen, 
dass keine schädlichen Veränderungen der physikalischen, biologischen und chemi-
schen Beschaffenheit des Ablagerungsgebietes herbeigeführt werden und dies ge-
genüber der zuständigen Behörde fachlich begründet darlegen. 

 

3. Behördliche Zuständigkeiten  

 

Gemäß § 105 Abs. 2 LWG ist das Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Um-
welt und ländliche Räume als oberste Wasserbehörde zuständig für Verfahrenshand-
lungen bei Maßnahmen der Wasser- und Schifffahrtsverwaltungen des Bundes sowie 
für  Entscheidungen über das  Einbringen von Stoffen in Küstengewässer und See-
schifffahrtsstraßen. Daher erteilt diese Behörde die entsprechenden wasserrechtlichen 
Erlaubnisse bzw. Einvernehmen zur Einbringung von Baggergut. 

Für die Erteilung von Erlaubnissen zur Einbringung von Baggergut in oberirdische Ge-
wässer, die nicht Seeschifffahrtsstrasse sind, ist gemäß § 107 LWG die untere Was-
serbehörde zuständig.  

Sind darüber hinaus in derselben Sache ggf. mehrere Wasserbehörden örtlich zustän-
dig oder ist es zweckmäßig, ein wasserwirtschaftliches Vorhaben in benachbarten Be-
zirken einheitlich zu regeln, bestimmt nach § 109 LWG die oberste Wasserbehörde die 
zuständige Wasserbehörde.  

Für Entscheidungen über die Verbringung von Baggergut auf Flächen, die nicht zum 
Gebiet einer Gemeinde gehören, ist die oberste Naturschutzbehörde beim MELUR 
zuständig, für alle übrigen Entscheidungen sind die jeweils örtlich zuständigen unteren 
Naturschutzbehörden zuständig. 

Gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 30 der Landesverordnung über die zuständigen Behörden nach 
abfallrechtlichen Vorschriften (LAbfWZustVO)4 ist die obere Abfallentsorgungsbehörde 
zuständig für Abfälle, die in Küstengewässern, die nicht zum Gebiet einer Gemeinde 
gehören, anfallen oder entsorgt werden. 

 

4. Antragsunterlagen 

 

Zur Beantragung einer wasserrechtlichen Erlaubnis für die Einbringung in ein Gewäs-
ser hat der Maßnahmeträger die folgenden Unterlagen beizubringen: 

 

Erläuterungsbericht mit  

1. Beschreibung des Baggervorhabens einschließlich Begründung für die Notwenig-
keit der Maßnahme und ggf. Darlegung von Maßnahmen zu Reduzierung des 
Baggergutanfalls, 

                                            
4 Landesverordnung über die zuständigen Behörden nach abfallrechtlichen Vorschriften (LAbfWZustVO) vom 11. 
Juli 2007 (GVOBl. Schl.-H. Nr. 14 vom 26. Juli 2007; S. 341) 
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2. Angabe, ob es sich um eine Ausbau- oder Unterhaltungsmaßnahme handelt, 

3. Beschreibung des Entnahme- und Ablagerungsgebietes sowie des Entnahme- 
und Ablagerungsverfahrens,  

4. Mengenangaben,  

5. zusammenfassender Beurteilung der Beschaffenheit und des Schadstoffgehaltes 
des Baggergutes,  

6. ggf. Maßnahmen zur Reduzierung der Schadstoffbelastung,  

7. Angabe des beabsichtigten Zeitraums für die Durchführung der Maßnahme; 

8. Verwertungs-/Verwendungsprüfung; 

9. Übersichtskarte (1 : 25000) mit Kennzeichnung des Entnahme- und Ablagerungs-
gebietes; 

10. Peilplan, aus dem sich die Lage und Ausdehnung des Entnahme- und Ablage-
rungsgebietes ergibt, mit Darstellung der Probennahmestellen; 

11. Lageplan des Ablagerungsgebietes mit Angabe der Höhenlinien bzw. Wassertie-
fen und Darstellung der Geländeform nach der Ablagerung; 

12. bei Ausbaumaßnahmen Darstellung von Bohrprofilen mit Schichtenverzeichnis-
sen; 

13. Zusammenstellung der Untersuchungsergebnisse der Sedimentproben; 

14. bei Unterschreitung der Richtwerte 1 Auswirkungsprognose über die physikali-
schen und biologischen Auswirkungen der Maßnahme gemäß Anlage 9; 

15. bei Überschreiten der Richtwerte 1 vollständige Auswirkungsprognose, die bei 
Überschreitung der Richtwerte 25 die Ergebnisse und Beurteilungen ökotoxikolo-
gischer Untersuchungen einschließt gemäß Kap. 5.3.1; 

16. Gegebenenfalls und in Absprache mit der zuständigen Behörde Darstellung von 
Art und Umfang der im Rahmen des Überwachungsprogramms geplanten Unter-
suchungen.  

17. Alle erforderlichen Angaben, die zur Beurteilung des Eingriffs einschließlich der 
naturschutzrechtlichen Kompensation erforderlich sind (§§ 13ff BNatSchG in Ver-
bindung mit §§ 8 ff LNatSchG).  

Im Einzelfall können weitere Unterlagen, wie Umweltverträglichkeitsstudien, Unterla-
gen über die Verträglichkeit des Projektes mit den Erhaltungszielen eines NATURA 
2000-Gebietes und/oder Unterlagen über die Einhaltung der artenschutzrechtlichen 
Bestimmungen gem. § 44 BNatSchG erforderlich sein. 

Mit den für die naturschutzrechtliche Genehmigung oder das Einvernehmen der Natur-
schutzbehörde einzureichenden Unterlagen  ist im Einzelfall nachzuweisen, dass die 
mit dem Eingriff verbundenen Beeinträchtigungen unter Berücksichtigung der Ziele 
und Grundsätze des Naturschutzes (§ 1 BNatSchG) sowie der speziellen Schutzvor-
schriften für gesetzlich geschützte Biotope, Naturschutz- und Nationalparkvorschriften 
so gering wie möglich gehalten werden.  

Da sowohl für die wasserrechtliche als auch naturschutzrechtliche Zulassung oft ähnli-
che Antragsunterlagen erforderlich sind, die abschließende Festlegung der Antragsun-

                                            
5 zu Richtwerten 1 und 2 s. Tab. 1 (S. 13) der vorliegenden Gemeinsamen Übergangsbestimmungen zum Um-
gang mit Baggergut in Küstengewässern 
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terlagen aber erst durch die zuständigen Behörden nach deren Unterrichtung durch 
den Antragsteller erfolgt, empfiehlt es sich, die Antragerstellung frühzeitig mit diesen 
Behörden abzustimmen. 

 

5. Minimierung von Umweltauswirkungen  

 

Die nachfolgend genannten Minimierungsmaßnahmen waren im Wesentlichen bereits 
Grundlagen für die Umsetzung des ersten schleswig-holsteinischen Baggergutkonzep-
tes aus dem Jahr 1996 und sollen daher auch bei künftigen Baggermaßnahmen bei-
behalten werden. Vergleichsweise neu sind lediglich die Hinweise zu den ökotoxikolo-
gischen Untersuchungen (s. a. Kapitel 5.3.1), die zwar bereits im Jahr 1999 in die 
Handlungsanweisungen des Bundes zum Umgang mit Baggergut im Küstenbereich 
(HABAK-WSV) aufgenommen, auf Landesebene aber erst bei einer Maßnahme (Un-
terbringung von Baggergut aus der hamburgischen Delegationsstrecke der Elbe in der 
Nordsee) angewendet wurden. 

Auf die verschiedenen Teile des marinen Ökosystems wirken Einbringungsmaßnah-
men höchst unterschiedlich. Nährstoffeinträge können z. B. insbesondere in den 
Sommermonaten Sauerstoffmangelsituationen verstärken.  

� Einbringungen/Umlagerungen sollen daher grundsätzlich in den Wintermonaten und damit 
zu Zeiten erfolgen, in denen ausreichende Sauerstoffgehalte (mind. 6 mg O2/l) im Gewäs-
ser gegeben sind und die Temperaturen unter 12 °C l iegen. Unter diesen Voraussetzungen 
kann eine schädliche Auswirkung auf den Sauerstoffgehalt des Gewässers und ein Wirk-
samwerden von freigesetzten Nährstoffen mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen 
werden.  

Ökologisch bedeutend ist auch die durch Baggergutablagerung verursachte Abde-
ckung von Bodenorganismen. Besonders sensibel sind mehrjährige Bestände von 
Seegraswiesen oder Großalgenfeldern, die u.a. als Laichgebiet und Lebensraum für 
Jungfische besonders schützenswerte Biotope sind. Ähnliches gilt für andere stabile, 
langlebige Lebensgemeinschaften wie Muschelbänke und in Großsteinfeldern (Riffe).  

�  Diese Bereiche sollen - wie alle gesetzlich geschützten Flächen, z. B. Sandbänke, Schutz-
zonen des Wattenmeeres (insbesondere Nullnutzungszone) - bei der Baggerguteinbrin-
gung gemieden werden. Einbringungen in Natura 2000-Gebieten bzw. BSPAs der Ostsee 
(Baltic Sea Proteted Areas, d. h. Meeresschutzgebiete nach HELCOM) oder MPAs (Marine 
Protected Areas nach OSPAR) sind nur möglich, wenn nachteilige ökologische Beeinträch-
tigungen dauerhaft auszuschließen sind. In der Ostsee sind die ökologischen Auswirkun-
gen einer Baggergutbeseitigung bei der Nutzung ausgewiesener Schüttstellen oder 
Schüttstellen vergleichbarer Beschaffenheit, Besiedlung und legitimer Nutzung geringer als 
bei einer Einbringung außerhalb dieser Gebiete. Sie sollen daher bei der Einbringung vor-
rangig genutzt werden. 

� Es sollen zudem verwirbelungsarme Einbringungsverfahren eingesetzt werden. Klappschu-
ten müssen daher z. B. bei der Einbringung strömungsparallel ausgerichtet sein. Zudem ist 
im Regelfall ab Windstärken von 5 Beaufort die Einbringung einzustellen, da sonst Trü-
bungswolken möglicherweise stark verdriften und so Schäden in sensibleren Flachwasser-
bereichen anrichten könnten. 

� Die Aufhöhung des Meeresbodens soll an den Einbringungsstellen 1 m nicht übersteigen, 
um das Bodenrelief nicht zu stark zu verändern. 
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� Voraussetzung für jede Einbringung ist das Verschlechterungsverbot sowie der Nachweis 
der ökologischen Verträglichkeit und der Vereinbarkeit mit legitimen menschlichen Nutzun-
gen durch die Auswirkungsprognose. In diesem Zusammenhang darf u. a. Baggergut mit 
den Toxizitätsstufen 5 oder 6 (d. h. hoch und sehr hoch toxisch) nicht ins Gewässer einge-
bracht werden.  

Für die Ökosysteme des Nationalparks Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer sind 
wegen deren Schutzwürdigkeit generell höhere Anforderungen an die Einbringung zu 
stellen. Gemäß § 2 Abs. 1 NPG ist das Schutzziel eines möglichst ungestörten Ablaufs 
der Naturvorgänge zu berücksichtigen. Es sind daher hier verstärkt Alternativen zur 
Ablagerung im Gewässer zu prüfen (z. B. Spülfelder, Küstenschutzmaßnahmen).  

Sofern keine alternativen Verfahren realisierbar sind, kann eine Einspülung von Bag-
gergut in die Tideströme unter folgenden Voraussetzungen erfolgen:  

- Beachtung der naturschutz- und wasserrechtlichen Belange bzw. der Anforde-
rungen des Nationalparkgesetzes und  

- grundsätzliche Unterschreitung der Richtwerte R1 bzw. R2 (letzteres nur bei 
entsprechendem Ergebnis der vollständigen Auswirkungsprognose). 

Unter diesen Umständen können Baggerguteinbringung in die Tideströme bzw. der 
Einsatz von Schlickegge oder Wasserinjektionsbaggerungen ökologisch verträglich 
sein, zumal der Nationalpark umfangreichen natürlichen Sediment- und Schwebstoff-
umlagerungen durch die Tideströme und damit natürlicherweise einer hohen Trübung 
und Sedimentation unterliegt6. Im Rahmen der Auswirkungsprognose sind besonders 
in diesen Fällen die natürlichen Schwebstofffrachten im Vergleich zu der eingebrach-
ten Baggermenge zu berücksichtigen. Eine Erhöhung der Belastung in der Region 
durch weitere Schadstoffeinträge ist jedoch zu vermeiden. 

                                            
6 Mit den Küstenströmungen werden z. B. jährlich 30 Mio. t Schwebstoffe durch die Deutsche Bucht transportiert 
[Umweltatlas Wattenmeer Bd. 1]. Auf diese Weise gelangen auch an Schwebstoffe gebundene Spurenstoffe ins 
Wattenmeer, die in schlickigen Wattensedimenten zu hohen Konzentrationen führen können. 
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Baggergutschüttstellen in den schleswig-holsteinisc hen Küstengewässern der 
Ostsee 

 

Bereits im Rahmen des ersten schleswig-holsteinischen Baggergutkonzeptes vom 
18. Januar 1996 wurden in der Ostsee verschiedene Schüttstellen für Baggergut 
ausgewiesen. Diese Schüttstellen sind aus heutiger Sicht aus verschiedenen Grün-
den nicht mehr nutzbar. Zur Bearbeitung derzeitiger und zukünftiger Anträge zur Ein-
bringung von Baggergut mussten neue Positionen als potentielle Schüttstellen unter-
sucht und ausgewiesen werden. Diese Ausweisung erfolgte bereits per Erlass (V 
434-5212.610-0) vom 5. Oktober 2005 an die Staatlichen Umweltämter - als damals 
zuständige wasserrechtliche Vollzugsbehörden - und wird hiermit Bestandteil der 
Gemeinsamen Übergangsbestimmungen.  

Aktuelle fachliche Prüfungen erforderten lediglich eine geringfügige Anpassung der 
Verbringungskoordinaten der Schüttstelle Lübecker Bucht. Damit wurde die Schütt-
stelle gegenüber dem Erlass vom 5. Oktober 2005 etwas nach Osten verschoben. 
Die neue Position trägt den Befunden von Leipe et al. 2005 (Marine Pollution Bulletin 
50, 446-459) zur Ausdehnung der „historischen Schüttstelle“ eher Rechnung. Damit 
kann die dort befindliche Altlast durch künftige Baggergutverbringungen besser ab-
gedeckt werden.  

Auf Grundlage benthosbiologischer und chemischer Parameter, sowie unter Berück-
sichtigung der Interessen der Tourismus- und Fischereiwirtschaft werden nur noch 
die drei folgenden Schüttstellen ausgewiesen: 

KB (Kieler Bucht)  

54°38,30' N - 10°13,00' E 

54°38,30' N - 10°12,10' E 

54°37,80' N - 10°13,00' E  

54°37,80' N - 10°12,10' E 

SH (Staberhuk) 

54°26,55' N - 11°25,55' E 

54°26,55' N - 11°26,45' E 

54°26,05' N - 11°25,55' E  

54°26,05' N - 11°26,45' E 

LB (Lübecker Bucht) 

54° 05,3' N   10° 59,3' E 

54° 05,3' N   11° 00,5' E 

54° 04,3' N   10° 59,3' E 

54° 04,3' N   11° 00,5' E 

 

Es sei an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass die bisher an diesen Positionen 
ausgeführten Untersuchungen zwar die Eignung dieser Gebiete als Schüttstellen be-
legen, die vollständigen Auswirkungen jedoch nur im Rahmen der jeweils beantrag-
ten Einbringungsmaßnahmen vom Maßnahmeträger prognostiziert werden können. 
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Die Ausweisung der Schüttstellen ersetzt daher nicht die vor jeder Verklappung er-
forderliche Erstellung einer Auswirkungsprognose für die Ablagerungsstelle.  

Darüber hinaus ist sicherzustellen, dass Baggergut nur innerhalb der hier genannten 
Umringungskoordinaten eingebracht wird. Die bei den jeweiligen Maßnahmen zu 
nutzenden Positionen innerhalb dieser Fläche sind mit dem Landsamt für Landwirt-
schaft, Umwelt und ländliche Räume (LLUR/Dez. 45) abzustimmen.  

Im Bereich der Flensburger Förde wird zur Wahrung der Interessen der Tourismus- 
und Fischereiwirtschaft und unter Berücksichtigung der dortigen Natura-2000-
Gebietsausweisung keine Schüttstelle mehr benannt.  

Es sei jedoch darauf hingewiesen, dass Einbringungen von Baggergut außerhalb der 
ausgewiesenen Schüttstellen nicht grundsätzlich verboten sind.   

Die Entscheidungen, ob Einbringungen außerhalb ausgewiesener Positionen mög-
lich sind, werden stets von den zuständigen Zulassungsbehörden in Abstimmung mit 
den Fachbehörden (Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 
(LLUR), Nationalparkverwaltung (NPV)) getroffen und setzen voraus, dass der Maß-
nahmeträger ein vollständiges Gutachten über die Eignung und Auswirkungen der 
Schüttstelle vorlegt inklusive der erforderlichen Untersuchungen, der evtl. Auswir-
kungen auf die Umwelt und Wirtschaft sowie ggf. Umweltverträglichkeitsprüfungen – 
bei UVP-pflichtigen Vorhaben – nach Bundes- und Landes-UVP-Gesetz bzw. Ver-
träglichkeitsprüfungen gemäß § 34 BNatSchG in Verbindung mit § 25 LNatSchG.  
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Schüttstelle KB - Fläche: ca  0,9 Km 2
, Landentfernung: rd. 6,8 sm 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Schüttstelle SH - Fläche: ca. 0,9 Km 2
, Landentfernung: rd. 4,6 sm 
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. 

2,5 km

Schüttstelle LB - Fläche: ca 2,5 Km 2
, Landentfernung: rd. 2,9 sm   
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